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1. Generelle Randbedingungen 

 Förderraum, Finanzvolumen und Förderbausteine 

 Für welchen Raum gilt das Förderprogramm? 

Der Geltungsraum erstreckt sich über das gesamte Verbandsgebiet des Regionalverband Ruhr 

(RVR) mit 53 Kommunen, vier Kreisen und den Bezirksregierungen Arnsberg, Düsseldorf und Müns-

ter. Eine Übersicht über das Verbandsgebiet kann hier eingesehen werden. 

 Welche Förderbausteine gibt es? 

Über das Programm können folgende Maßnahmen gefördert werden: 

• Flächenentsiegelung 

• Regenwasserversickerung (Flächen-, Mulden-, Mulden-Rigolen- und Rigolenversickerung) 

• Baumrigolen 

• Dach- und Fassadenbegrünung 

• Niederschlagswasserzuführung zum Gewässer sowie 

• Machbarkeitsstudien für zielrelevante Maßnahmen  

 Wie hoch sind Finanzvolumen und Förderquote? 

Das Land NRW stellt ab Inkrafttreten der Förderrichtlinie bis Ende 2030 aus der Abwasserabgabe 

voraussichtlich rd. 121 Mio. EUR exklusiv für das Projekt „Klimaresiliente Region mit internationaler 

Strahlkraft“ (KRiS) zur Verfügung.  

Über andere Programme fördert das Land NRW weitere Maßnahmen, die zur Zielerreichung von 

KRiS beitragen, aber nicht zu den oben aufgeführten Förderbausteinen gehören. Dies betrifft insbe-

sondere Maßnahmen zur Regenwasserbehandlung (Programm ZunA: Zukunftsfähige und nachhal-

tige Abwasserbeseitigung in NRW) sowie Maßnahmen zur Steigerung der Begrünung (Programm 

Grüne Infrastruktur) oder der Prävention bei Extremwetterereignissen (KA-RL).  

Das Land NRW fördert Maßnahmen über KRiS mit 60% der förderfähigen Gesamtkosten. In den 

Verbandsgebieten von Emschergenossenschaft und Lippeverband (EGLV) – und auch nur dort – 

wird die Förderquote durch den jeweiligen Verband auf 100% für Projekte von Genossenschaftsmit-

gliedern und auf 90% für Projekte von Nichtmitgliedern aufgestockt. Hinweis: Immer mehr Kommu-

nen im RVR-Gebiet ergänzen die Förderung auch mit einem städtischen Programm. 

https://www.rvr.ruhr/politik-regionalverband/staedte-kreise/
https://www.efre.nrw.de/wege-zur-foerderung/react-eu/gruene-infrastruktur/
https://www.efre.nrw.de/wege-zur-foerderung/react-eu/gruene-infrastruktur/
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=1&gld_nr=7&ugl_nr=751&bes_id=52343&val=52343&ver=7&sg=&aufgehoben=N&menu=0
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 Wie groß ist das jährlich zur Verfügung stehende Finanzvolumen? 

Das Land NRW stellt – ein entsprechendes Abgabeaufkommen vorausgesetzt – bis 2030 bis zu 

121,2 Mio. EUR an Fördermitteln aus der Abwasserabgabe bereit. Das ergibt ein jährliches Budget 

von rd. 13 Mio. EUR. Für Mittel, die in einem Jahr nicht benötigt werden, können in späteren Jahren 

Förderanträge gestellt werden. Ist das Budget eines Jahres aufgebraucht, können Anträge zwar 

gestellt, aber erst im Folgejahr nach Freigabe des Haushalts bewilligt werden. Bei der Bewilligung 

ist die Reihenfolge der Anträge maßgeblich - es gibt keine speziellen Kontingente für jede Kommune. 

 Förderberechtigte und Antragsverfahren 

 Wer kann eine Förderung beantragen? 

Anträge kann nur die Emschergenossenschaft stellen. Maßnahmenträger:innen können aber alle 

Gemeinden, Gemeindeverbände, Privatpersonen sowie juristische Personen des Privatrechts und 

öffentlichen Rechts im Geltungsraum der Richtlinie sein. Wichtig ist, dass die Maßnahmenträger:in-

nen Eigentümer:innen (ggf. Teileigentümer:innen in einer Eigentümergemeinschaft) der Grundstü-

cke sind, für die eine Maßnahmenumsetzung vorgesehen ist. Kommunale Eigenbetriebe oder 

100%ige Stadttöchter werden dabei zu den Eigentümer:innen gezählt. Die Emschergenossenschaft 

prüft in Abstimmung mit den Maßnahmenträger:innen vor der Antragstellung die grundsätzliche För-

derfähigkeit und Förderwürdigkeit der Projekte und berät bei der Erstellung der Projektbeschreibung 

und der sonstigen fachlichen Unterlagen wie Kostenschätzung, Zeitplanung u.ä. (s. auch 1.2.3). Bei 

erfolgreicher Beantragung stellt die Emschergenossenschaft die eingeworbenen Mittel dem/der 

Maßnahmenträger:in über einen Zuwendungsvertrag zur Verfügung, mit dessen Unterzeichnung 

sich diese/r zur Beachtung der Bestimmungen des Zuwendungsbescheides sowie aller Nebenbe-

stimmungen verpflichtet.  

 Fällt die KRIS-Förderung unter die De-minimis-Regelung? 

Die De-minimis-Regelung ist eine Verordnung der EU, die festlegt, dass geringfügige Beihilfen nicht 

zu einer Wettbewerbsverzerrung führen. Sie gilt für alle Unternehmen, also nicht nur für Gewerbe 

und Industrie, sondern auch für den Wohnungsbau sowie für Kommunen, soweit diese wirtschaftlich 

tätig sind. Danach sind Beihilfen nur bis zu einer Gesamthöhe von 300.000 EUR innerhalb von 3 

Kalenderjahren für ein Unternehmen möglich. Mit Inkrafttreten der neuen Allgemeinen Gruppenfrei-

stellungsverordnung (AGVO) können Unternehmen ab sofort bis zum 30.06.2027 "Investitionsbei-

hilfen für die Umsetzung naturbasierter Lösungen für die Anpassung an den Klimawandel und für 

den Klimaschutz" ohne Obergrenze erhalten. Wichtig: dies gilt auch für rückwirkende Förderungen 

(siehe 2.5)!   

Die Bewilligungsbehörde ist aber verpflichtet, jede Einzelbeihilfe über 100.000 Euro auf der EU-
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Beihilfen-Website zu veröffentlichen. Für Projekte, die nach Auslaufen der Regel einen Zuwen-

dungsbescheid erhalten, gilt auch für Klimaanpassungsmaßnahmen aus KRiS wieder die genannte 

Grenze. Maßgeblich ist die Rechtslage, die zum Zeitpunkt seines Erlasses besteht. 

 Welche Antragsunterlagen sind erforderlich? 

Die Maßnahmenträger:innen erstellen eine Projektbeschreibung unter Verwendung der jeweils pas-

senden, auf der Internetseite abrufbaren Vorlage inkl. notwendiger, ergänzender Anlagen wie Plä-

nen, Fotos, Kostenkalkulationen etc. Die Maßnahmenträger:innen sind selbst für die Richtigkeit ihrer 

Unterlagen verantwortlich! Die Emschergenossenschaft ist als Antragstellerin verpflichtet, z.B. 

Preise und Mengen auf Angemessenheit prüfen. Sie kann aber nicht die Richtigkeit garantieren. 

Werden durch Kalkulationsfehler der Maßnahmenträger:innen zu wenig Fördermittel beantragt, so 

sind zusätzliche Kosten vollständig von ihnen selbst zu tragen. Eine detaillierte Zusammenstellung 

zu den Fördervoraussetzungen und den benötigten Unterlagen findet sich auf unserer Internetseite. 

 Wie ist die Antragsbearbeitung organisiert? 

Die Emschergenossenschaft füllt ergänzend zu den Unterlagen des/der Maßnahmenträger:in das 

Antragsformular und einige ergänzende Unterlagen aus und reicht diese mit einem Prüfvermerk bei 

der Bewilligungsbehörde ein. Über die Vergabe der Fördermittel entscheidet diese unter Berück-

sichtigung der im Haushaltsjahr zur Verfügung stehenden Mittel. In der Regel erfolgt dies nach Ein-

gang der Anträge. Die Zuwendungsempfängerin ist die Emschergenossenschaft. Sie erhält einen 

Zuwendungsbescheid und leitet die Mittel mit einer bilateralen Zuwendungsvereinbarung (Zuwen-

dungsvertrag, s. 1.2.1) an die Maßnahmenträger:innen weiter. Diese Leistungen der Emscherge-

nossenschaft werden aus den Beiträgen ihrer Mitglieder finanziert. Dennoch ist sie auch für Anträge 

außerhalb ihres Verbandsgebiets Ansprechpartnerin. Umfangreiche Beratungen zu Konzepten oder 

Projekten können für Maßnahmen außerhalb der Verbandsgebiete der Emschergenossenschaft und 

des Lippeverbandes jedoch nicht geleistet werden. 

 Gibt es eine Bagatellgrenze für Fördersummen? 

Die Bagatellgrenze liegt für Maßnahmen öffentlicher Institutionen bei einer Förderhöhe von 

12.500 EUR. Die förderfähigen Gesamtkosten müssen entsprechend höher (mindestens 20.833,33 

EUR) sein. 

https://www.klima-werk.de/klimafoerderung/kris_foerderung.html#c3600
https://www.klima-werk.de/klimafoerderung/kris_foerderung.html#c3569
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2. Fristen und Abwicklung der Förderung 

 Ab und bis wann können Anträge gestellt werden? 

Anträge können seit Inkrafttreten der Förderrichtlinie am 22.04.2022 gestellt werden. Die letzten 

Anträge können zum Ende 2030 so gestellt werden, dass noch eine Zuwendung vor Ende des Haus-

haltsjahres ausgesprochen werden kann. Das setzt allerdings die Verfügbarkeit entsprechender 

Haushaltsmittel beim Land NRW voraus. Es ist aktuell nicht sicher absehbar, ob bis zum Ende der 

Projektlaufzeit Fördermittel zur Verfügung stehen (s. auch 1.1.3 und 1.1.4). Die Bewilligung förder-

fähiger Maßnahmen erfolgt i.d.R. in der Reihenfolge der Antragstellung. 

 Wie lange dauert es, bis ein Zuwendungsbescheid ausgestellt wird? 

Bearbeitungsfristen können nicht generell angegeben werden und sind z. B. abhängig vom generel-

len Antragsaufkommen in KRiS, von der Qualität der eingereichten Unterlagen, dem Umfang und 

der Anzahl notwendiger Rückfragen, aber auch vom Zeitpunkt im Jahr, zu dem der Förderantrag 

gestellt wird: wenn das Jahresbudget aufgebraucht ist, können Zuwendungsbescheide erst wieder 

im Folgejahr ausgestellt werden (s. auch 1.1.4). Um einen Zuwendungsbescheid zu erteilen, muss 

die Bewilligungsbehörde zunächst die entsprechenden Mittel beim Land anfordern. Etwa ab Mitte 

November können dort keine Mittel mehr angewiesen werden. Eine Mittelzuweisung ist dann erst 

wieder mit der Verabschiedung des Haushaltes des Folgejahres möglich; dies geschieht in der Re-

gel im März/April. 

 Gibt es die Möglichkeit eines vorzeitigen Maßnahmenbeginns (VMB)? 

Grundsätzlich können Zuschüsse nur für solche Maßnahmen oder Projekte beantragt werden, die 

„noch nicht begonnen worden sind“. Hierzu führt das Land NRW aus: Gemäß Nr. 1.3.3 der VV zu § 

44 LHO gilt als Vorhabenbeginn grundsätzlich der Abschluss eines der Ausführung zuzurechnenden 

Lieferungs- oder Leistungsvertrages. Bei Baumaßnahmen gelten Planungsleistungen bis einschl. 

Phase 6 HOAI, Baugrunduntersuchung, Grunderwerb und Herrichten des Grundstücks (z.B. Gebäu-

deabbruch, Planieren) nicht als Beginn des Vorhabens, es sei denn sie sind alleiniger Zweck der 

Zuwendung.  

Die Zulassung eines VMB kann nur bei Vorliegen der vollständigen und fehlerfreien Antragsunterla-

gen sowie einer ausdrücklichen Begründung der Notwendigkeit des VMBs erfolgen – und dann kann 

in der Regel auch gleich der Zuwendungsbescheid erstellt werden, so dass sich aus dem VMB i.d.R. 

keine Vorteile für die Maßnahmenträger:innen ergeben. 
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 Sollten Planung und Bau getrennt oder gemeinsam beantragt werden? 

Sofern bereits eine belastbare Kostenschätzung vorliegt oder für eine kleine Maßnahme die Kosten 

aus den Standards zugrunde gelegt werden, sollten Planungs- und Bauleistungen in einem Antrag 

beantragt werden, um den bürokratischen Aufwand gering zu halten. Für größere Maßnahmen ist 

eine Kostenschätzung oft schwierig. Ein separater Antrag nur für Planungsleistungen ist jedoch nicht 

möglich. Es empfiehlt sich, entweder mit den Planungsleistungen bis max. LP 6 in Vorleistung zu 

gehen oder auch hier- falls zeitlich möglich- einen Antrag komplett für Planung und Bau zu stellen. 

Wichtig ist, dass Abbruchpunkte festgelegt werden, z.B. die Genehmigung der Maßnahme. Dann 

werden bei vorliegendem Zuwendungsbescheid und bei rechtzeitiger Info an das PTJ alle Positionen 

bis zum Abbruch des Projektes (auch wenn nicht gebaut werden kann) gefördert. 

Alternativ können die Leistungsphasen 1 und 2 im Rahmen einer Machbarkeitsstudie bzw. Konzept-

studie mit gefördert werden. Die Kostenschätzung aus Leistungsphase 2 gibt dann die Grundlage 

für den Förderantrag für Planung und Bau. 

 

 Besteht die Möglichkeit einer nachträglichen Förderung von Planungsleistungen? 

Planungsleistungen - als vorbereitende Leistungen für eine Baumaßnahme – sind nachträglich zu-

wendungsfähig, wenn sie vor Antragstellung, aber nach dem 1.1.2020 beauftragt und erbracht wer-

den. Dies umfasst Planungsleistungen bis einschließlich LP 6 HOAI. Spätere Planungsphasen dür-

fen erst nach Erteilung des Zuwendungsbescheides vergeben werden, sonst handelt es sich um 

einen förderschädlichen vorzeitigen Maßnahmenbeginn – dann ist auch eine Förderung des Baus 

nicht mehr möglich! Falls es notwendig ist, auch die Leistungsphasen 7 ff mit zu vergeben, ist fol-

gende Klausel in den Auftrag mit aufzunehmen: Die Beauftragung der Leistungsphasen 7 HOAI und 

höher ist aufschiebend bedingt durch die Bewilligung der für dieses Projekt beantragten Fördermittel. 

Die Leistungsphase 9 kann i.d.R. nicht gefördert werden, da die Leistungen dieser Phase nicht in-

nerhalb der 3 Jahre Projektlaufzeit abgeschlossen werden können. 

Natürlich müssen auch für solche im Vorfeld erbrachten Leistungen dieselben Anforderungen ein-

gehalten werden wie bei einer späteren Leistung. Insbesondere sind die Allgemeine Nebenbestim-

mungen für Zuwendungen zur Projektförderung des Landes NRW (ANBest, zu finden z.B. unter 

https://www.brd.nrw.de/system/files/media/document/2022-04/20190222_3_34_Foerderungen_So-

zialpolitik_Allgemeine_Nebenbestimmungen_fuer_Zuwendungen_zur_Projektfoerderung.pdf) zu 

beachten oder Vorgaben zu de minimis (s. 1.2.2).  
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 Sind Gutachten und Voruntersuchungen förderfähig? 

Gutachten und Voruntersuchungen sind förderfähig, wenn sie für die Planung und Durchführung der 

Maßnahme notwendig sind. Sie müssen nach dem 1.1.2020 im Zusammenhang mit Planungsleis-

tungen beauftragt und erbracht worden sein. 

 

 Dürfen Leistungen über Rahmenverträge vergeben werden? 

Das ist unter zwei Voraussetzungen möglich: 1. Die jeweils gültigen Allgemeinen Nebenbestimmun-

gen für Zuwendungen des Landes NRW (ANBest) sind bei der Vergabe eingehalten worden. 2. Der 

Vertrag ist nicht älter als 2 Jahre; anderenfalls muss ein gesonderter Nachweis erbracht werden, 

dass die Preise weiterhin marktüblich sind. 

 Kann ein/eine Maßnahmenträger:in mehrere Förderanträge stellen? Können mehrere 

Maßnahmen in einem Antrag zusammengefasst werden? 

Ja, das ist möglich und im Sinne der Richtlinie, wonach Maßnahmen möglichst räumlich gebündelt 

umgesetzt werden sollen, um spürbare Effekte zu erzielen. Und es verringert den bürokratischen 

Aufwand, wenn mehrere Maßnahmen in einem Antrag zusammengefasst werden. Dieser Weg darf 

aber nicht genutzt werden, um die Bagatellgrenze (s. 1.2.5) für einzelne kleine Maßnahmen zu um-

gehen. Die Projektpartner*innen werden einzeln gefördert, müssen aber einen Kooperationsver-

trag schließen, der die Kostenteilung sowie ggf. gegenseitige Erlaubnisse (z.B. Grundstück betre-

ten) und ggf. weitere Pflichten wie grundbuchliche Sicherungen regelt. Auch für die Unterhaltung 

der geschaffenen Anlagen muss es eine vertragliche Regelung über die Teilung von Aufgaben und 

Kosten geben. 

Mehrere Anträge durch den/die Maßnahmenträger:in sind möglich und bei Kommunen auch zu er-

warten.  

 Wann müssen die Maßnahmen umgesetzt bzw. abgerechnet sein? 

Die Förderung der Maßnahmen in KRiS werden durch den Durchführungszeitraum und den Bewilli-

gungszeitraum befristet. Diese Fristen werden im Zuwendungsbescheid bzw, im Änderungsbe-

scheid benannt. 

Demnach müssen alle Leistungen innerhalb des Durchführungszeitraumes erbracht werden. Die 

Abrechnung inkl. vollständiger Mittelabruf muss dann bis zum Ende des Bewilligungszeitraumes er-

folgen.  
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Der Verwendungsnachweis ist bis zu 6 Monate nach Erfüllung des Zuwendungszweckes, spätes-

tens aber 6 Monate nach Ablauf des Bewilligungszeitraumes einzureichen. ACHTUNG: stehen im 

Zuwendungsbescheid andere Fristen, dann sind diese sind maßgeblich! .  

 Wie und wann erfolgt der Mittelabruf durch die Emschergenossenschaft? 

Die Emschergenossenschaft ruft spätestens zu den im Zuwendungsbescheid ausgewiesenen Fris-

ten die für das jeweilige Haushaltsjahr für das jeweilige Projekt beantragten und zur Verfügung ge-

stellten Fördermittel ab. Hierzu müssen diese zunächst durch den/die Maßnahmenträger:in bei der 

Emschergenossenschaft angefordert werden. Das entsprechende Formular wird mit dem Zuwen-

dungsvertrag zur Verfügung gestellt. Werden die Mittel nicht oder nicht vollständig im geplanten 

Umfang benötigt, so kann ein Antrag auf Mittelverschiebung in das Folgejahr durch den/die Maß-

nahmenträger:in gestellt werden. Hierzu sind die im Zuwendungsvertrag genannten Fristen unbe-

dingt zu beachten. Nach erfolgter Auszahlung der Mittel an die Emschergenossenschaft erfolgt eine 

Weitergabe an den/die Maßnahmenträger:in. Hierbei ist allerdings eine gute Abstimmung zwischen 

Emschergenossenschaft, Maßnahmenträger:in und ausführenden Unternehmen über Umfang und 

Zeitpunkt der Rechnungslegungen erforderlich, um nicht durch Formfehler Mittel zu verlieren oder 

zu Strafzinsen herangezogen zu werden. Fördermittel des Landes NRW und Aufstockungsbeträge 

sind separat und bei unterschiedlichen Abteilungen anzufordern. Kommunale Maßnahmenträger:in-

nen aus dem Gebiet der EGLV können nicht nur die Landesmittel, sondern auch den Aufstockungs-

anteil von EGLV vor der Zahlung von Rechnungen anfordern, müssen also nicht in Vorleistung tre-

ten. 

 Wie und wann erfolgt die Abrechnung der Fördermittel (zwischen Maßnah-

menträger:in und Emschergenossenschaft)? 

Zum Abschluss der Maßnahme wird ein Schlussverwendungsnachweis erstellt (s. 2.1.3), bei mehr-

jährigen Maßnahmen muss der/die Maßnahmenträger:in jeweils bis zum 15.2. nach Ende eines 

Haushaltsjahres einen Zwischennachweis mit Sachbericht der Emschergenossenschaft vorlegen, 

um von hier die Fristen gegenüber dem Fördermittelgeber (Frist 30.4.) wahren zu können. Hierzu 

werden mit dem Zuwendungsvertrag Vorlagen zur Verfügung gestellt. Die Emschergenossenschaft 

führt im Anschluss den Nachweis der verwendeten Mittel gegenüber der Bewilligungsbehörde. Wich-

tig: spätestens mit dem 1. Mittelabruf sind auch alle erforderlichen Genehmigungen bei der Em-

schergenossenschaft einzureichen. Mit dem (Zwischen)Verwendungsnachweis sind Rechnungsko-

pien sowie Zahlungsnachweise vorzulegen, sofern die EG diese Nachweise für die Prüfung benötigt. 

 Was passiert bei Änderungsbedarf im Projekt (inhaltlich, zeitlich)? 

Wenn sich die Art der Projektumsetzung ändert, muss dies vorab gemeldet werden. Die Emscher-

genossenschaft klärt dann mit der Bewilligungsbehörde, ob eine einfache Anzeige ausreicht oder 

ob ein Antrag auf Änderung gestellt werden muss. Sofern mit der Änderung auch veränderte Kosten 
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oder neue Inhalte verbunden sind, ist i.d.R. ein Änderungsantrag erforderlich. ACHTUNG: das Sub-

missionsergebnis ist noch keine finale Abrechnung und damit, falls es niedriger als geschätzt aus-

fällt, keine definitive Kostenunterschreitung. Ein Änderungsantrag aus diesem Grund ist nicht not-

wendig. 

Für den geplanten Mittelabruf wird im Rahmen der Antragstellung eine Aufteilung auf die Förderlauf-

zeit angegeben. Werden weniger Mittel benötigt als geplant, können diese auf Folgejahre übertragen 

werden, sofern dies rechtzeitig gemeldet wird und für diese Jahre noch Mittelbedarf angemeldet war. 

Eine Erhöhung des Betrags für ein Jahr ist dagegen nicht möglich. 

Eine Verlängerung des Durchführungs- und Bewilligungszeitraums kann beantragt werden, sofern 

die maximale Gesamt-Laufzeit des Projektes von 36 Monaten nicht überschritten wird. Weitere Ver-

längerungen sind nur in begründeten Sonderfällen und mit Zustimmung des Umweltministeriums 

möglich.  

 Bis wann müssen die Unterlagen für den Schlussverwendungsnachweis vor-

liegen? 

Der Verwendungsnachweis ist der Bewilligungsbehörde (dem PTJ) innerhalb von 6 Monaten nach 

Erfüllung des Zuwendungszwecks, spätestens jedoch mit Ablauf des sechsten auf den Bewilligungs-

zeitraum folgenden Monats, vorzulegen. Beim Zusammenstellen der Unterlagen durch die Maßnah-

menträger:innen sind zusätzliche Bearbeitungsfristen von rd. 2 Monaten bei der Emschergenossen-

schaft für fachliche und rechnerische Prüfung sowie Kontrolle durch die Revision mit einzukalkulie-

ren (s. 2.11). 

Die Maßnahmenträger:innen legen der Emschergenossenschaft daher  2 Monate vorher den Nach-

weis über geleistete Ausgaben und Leistungen Dritter (Rechnungen sowie Zahlungsnachweise) so-

wie ergänzende dokumentierende Unterlagen (Fotos, Pläne, textlicher Bericht u.a.) vor. Die hierzu 

vorgesehenen Formulare werden durch die Emschergenossenschaft so weit wie möglich vorausge-

füllt und mit dem Zuwendungsvertrag zur Verfügung gestellt. 

 Was bedeutet der Begriff „Zweckbindungsfrist“ und welche Zweckbindungs-

fristen bestehen? 

Der Begriff der Zweckbindungsfrist bedeutet, dass Maßnahmen, die mit Fördermitteln umgesetzt 

worden sind, über eine gewisse Zeit erhalten und betrieben werden müssen. Die Zweckbindungs-

fristen für Maßnahmen aus der Landesförderung sind in der Förderrichtlinie wie folgt festgesetzt: 

• Für Baumaßnahmen (incl. Baumrigolen) 25 Jahre, 

• für Maschinentechnik 15 Jahre,  

• für Elektro-, Mess-, Steuer- und Regelungstechnik (EMSR-Technik) 10 Jahre, 

• für Fassadenbegrünung incl. Bewässerungseinrichtung, Dachbegrünung, Flächenbegrünung 

und Baumpflanzungen 10 Jahre  

https://www.klima-werk.de/klimafoerderung/kris_foerderung.html#c3600
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Die Zweckbindungsfristen beginnen mit der Anzeige der Fertigstellung der geförderten Maßnahme 

bei der Bewilligungsbehörde. Bei einer Nutzungsänderung innerhalb der Zweckbindungsfrist, mit der 

der Förderzweck nicht mehr erfüllt wird, ist die Emschergenossenschaft zu informieren und der Zu-

schuss ggf. ganz oder teilweise zurückzuzahlen. Details regelt die Förderrichtlinie unter Punkt 6.3. 

 

3. Fördervoraussetzungen und -inhalte 

 Was sind die wichtigsten Fördervoraussetzungen? 

Es können nur Maßnahmen auf Flächen gefördert werden, die vor dem 1.1.1996 an die Mischkana-

lisation angeschlossen waren. Dies schließt prinzipiell auch eine Förderung von Umnutzungen in-

dustrieller Brachflächen ein. Eine Förderung ist hier aber nur möglich, wenn die Bezirksregierung als 

Genehmigungsbehörde der Entwässerung im Mischsystem weiter zustimmen würde. 

Weiterhin werden nur solche Maßnahmen gefördert, für die es nicht aus anderen Zusammenhängen 

eine Verpflichtung gibt, wie z.B. Landeswassergesetz, B-Pläne o.ä. 

 Welche Maßnahmen werden gefördert? 

Im Rahmen des Projektes gibt es die folgenden Förderbausteine (s. auch 1.1.2): 

• Flächenentsiegelung  

• Versickerung (Flächen-, Mulden, Mulden-Rigolen- sowie Rigolenversickerung)  

• Baumrigolen 

• Extensive Dachbegrünung 

• Fassadenbegrünung (mit Versorgung über Niederschlagswasserzisterne)  

• Niederschlagswasserzuführung zum Gewässer 

• Machbarkeitsstudien für zielrelevante Maßnahmen  

 Dürfen Maßnahmen zur Klimafolgenanpassung im Abwasserbeseitigungskonzept 

(ABK) aufgeführt werden, oder werden sie damit automatisch als Pflichtaufgaben an-

gesehen und sind von einer Förderung ausgenommen? 

Maßnahmen, die über KRIS gefördert werden, sind ausschließlich Klimafolgenanpassungsmaß-

nahmen und gehören damit nicht zum Pflichtenkatalog eines ABK. Über KRIS förderfähige Klima-

anpassungsmaßnahmen beinhalten die Abkopplung befestigter Flächen. Diese können zwar die 

Erfüllung wasserrechtlicher Pflichten unterstützen, sie selber sind aber nicht vorgeschrieben. Eine 

„Verortung“ der geplanten Maßnahmen zum Ausbau der grünblauen Infrastruktur ist im Sinne einer 

integralen Zusammenarbeit sinnvoll und nicht förderschädlich. 
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 Welche Kosten werden gefördert? 

Alle im Rahmen der Antragstellung beantragten Kosten, die zur Umsetzung einer Maßnahme not-

wendig sind, werden in einem „angemessen Rahmen“ gefördert.  

 Können die Förderbausteine miteinander kombiniert werden? 

Es ist möglich und oft sinnvoll, mehrere Förderbausteine in einem Projekt zu kombinieren, um einen 

möglichst großen Effekt zu erzielen. Wichtig ist, dass sich die Maßnahmen nur ergänzen, z.B. eine 

Entsiegelung einer Parkplatzfläche mit der Begrünung eines Dachs. Um mit dem zur Verfügung 

stehenden Geld möglichst viel für die Klimaanpassung zu erreichen, gilt: Zwei Maßnahmen für die-

selbe Fläche, z.B. eine Dachbegrünung und eine Versickerung des Überlaufs, können nicht beide 

gefördert werden, weil Fläche aufgrund einer der beiden Maßnahmen bereits als abgekoppelt gilt. 

Die Maßnahmenträger:innen müssen sich also für eine der Bewirtschaftungsmethoden entscheiden. 

Hierbei sind die sogenannten Standards für die Umsetzung bzw. Ausführung der baulichen Anlagen 

zu beachten, in denen Details zu den Anforderungen ausgeführt sind. 

 Kann die KRiS-Förderung mit anderen Förderungen kombiniert werden? 

Das ist möglich und oft sinnvoll. Denkbare Kombinationen sind zum Beispiel eine energetische Ge-

bäudesanierung durch Dach- und Fassadendämmung im Rahmen von KfW-Programmen mit an-

schließender Dachbegrünung. Auch eine Kombination mit ZuNA (s. 1.1.3) ist möglich. Die Überla-

gerung von Städtebaufördergebieten mit KRiS-Betrachtungsräumen (vgl. auch 4) kann ebenfalls 

sinnvoll sein, insbesondere wenn die Kombination bereits bei der Festlegung der jeweiligen Förder-

gebiete mitgedacht wird. Wichtig ist immer, die einzelnen Fördergegenstände gut gegeneinander 

abzugrenzen, um nachvollziehbar darzustellen, dass ein und dieselbe Leistung nicht über zwei För-

derprogramme bezuschusst wird. Im Beispiel Wärmedämmung/Dachbegrünung könnte das über 

einen Auftrag mit zwei getrennten sogenannten Titeln erfolgen. Zur Abgrenzung der Kosten für die 

Wärmedämmung von denen der Dachbegrünung würde hier eine Schicht im Aufbau festgelegt: da-

runter fördert das KfW-Programm, darüber KRiS. Für andere Kombinationen ist sinngemäß vorzu-

gehen.  

 

https://www.klima-werk.de/klimafoerderung/kris_foerderung.html#c3600
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4. Betrachtungsräume  

 Definition und Eigenschaften 

 Was bedeutet der Begriff des Betrachtungsraums? 

Um Maßnahmen zu konzentrieren und messbare Effekte zu erzeugen, werden durch die Kommunen 

sogenannte Betrachtungsräume festgelegt. In diesen sollen Maßnahmen gebündelt und konzeptio-

nell abgestimmt umgesetzt werden. Nur in solchen Räumen können kleinere Maßnahmen wie die 

von privaten Hausbesitzer:innen gefördert werden. In den festgelegten Betrachtungsräumen soll mit 

allen Maßnahmen im Durchschnitt über alle Betrachtungsräume eine 25prozentige Abkopplung von 

befestigten Flächen von der Mischkanalisation erreicht werden. Zum Thema „Zielerreichung“ siehe 

auch 5.5 und 5.6. 

Achtung: sobald der Betrachtungsraum festgelegt ist, wird auch der Begriff „Gestaltungsraum“ ver-

wendet. 

 Können Betrachtungsraumgrenzen nachträglich angepasst werden? 

Das ist grundsätzlich möglich. Bei größeren Änderungen – sowohl für eine Erweiterung als auch 

für eine Herausnahme von Flächen – ist aber das Abstimmungsprocedere mit der Bezirksregie-

rung und dem Projektträger erneut zu durchlaufen. 

 Wie können Eigentümer:innen erfahren, ob sich ihr Grundstück in einem Betrach-

tungsraum befindet? 

Es ist vorgesehen, dass alle festgelegten Betrachtungsräume auf der KRiS-Website aufgenommen 

werden (wird aktuell entwickelt). Die Kommunen werden diese Information auch auf ihren eigenen 

Webseiten aufnehmen. Häufig werden die privaten und gewerblichen Flächeneigentümer:innen 

auch über Flyer, soziale Medien oder Postwurfsendungen über die Festlegung der Betrachtungs-

räume und die Fördermöglichkeiten für Klimaanpassung auf ihren Grundstücken informiert.  

 Was zeichnet einen Betrachtungsraum aus? 

Es gibt nur wenige Mindestanforderungen an einen Betrachtungsraum. Wichtig ist die Abgrenzung 

eines zusammenhängenden Gebietes, die Darlegung der bestehenden wasserwirtschaftlichen 

und/oder klimatischen Defizite, die Darlegung der Handlungsoptionen sowie eines Maßnahmenpa-

kets, mit dem das Erreichen der 25%igen Abkopplung von befestigten Flächen von der Mischkana-
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lisation bewirkt werden kann. Zur Zielerreichung müssen mehrere förderfähige Maßnahmen vorge-

sehen sein. Als Richtwert für die Mindestgröße eines Betrachtungsraums gilt eine Abkopplung von 

mindestens 5 ha. Für kleinere Kommunen reicht eine Abkopplung von mindestens 3 ha. Kleine Kom-

munen zeichnen sich durch die Einwohnerzahl (< 25.000) oder die Größe der im Mischsystem ent-

wässerten Fläche (< 300 ha) aus. Die entsprechende Regelung ist hier abrufbar. Wichtig ist außer-

dem, dass ein Betrachtungsraum im Rahmen eines integralen Planungsprozesses von einer Kom-

mune entwickelt und so die notwendige breite Trägerschaft sichergestellt wird. Weitere Vorgaben 

zu Lage, Anzahl der Einzelmaßnahmen o.ä. bestehen nicht. 

 Wie definieren sich wasserwirtschaftlich relevante Einzelmaßnahmen? 

Mit diesem Begriff werden Maßnahmen einzelner Maßnahmenträger:innen bzw. auf einzelnen 

Grundstücken außerhalb von Betrachtungsräumen bezeichnet, bei deren Umsetzung aufgrund der 

Größe der Maßnahme und der damit verbundenen Veränderungen von einem positiven Einfluss auf 

die Gewässer ausgegangen werden kann. In Abstimmung mit dem Land werden Maßnahmen, die 

eine Abkopplung von 3 ha befestigter Fläche oder mehr bewirken, in jedem Fall als wasserwirtschaft-

lich relevant eingestuft. Bei kleineren Vorhaben muss über eine Bewertungsmatrix durch das Errei-

chen einer Mindestpunktzahl die Relevanz nachgewiesen werden. Projekte, bei denen die Mindest-

punktzahl nicht erreicht wird, können durch (nicht zwangsläufig förderfähige) Modifikationen eventu-

ell zu einer förderfähigen Maßnahme „getunt“ werden. Dies ist im Einzelfall zu untersuchen und mit 

der Emschergenossenschaft bzw. der Bewilligungsbehörde abzustimmen. 

 Wie unterscheiden sich wasserwirtschaftlich relevante Einzelmaßnahmen von no-

regret-Maßnahmen? 

Der Unterschied besteht allein in der Lage innerhalb oder außerhalb eines Betrachtungsraums: eine 

no-regret-Maßnahme ist eine wasserwirtschaftlich relevante Maßnahme in einem potenziellen Be-

trachtungsraum. Ihre Förderung unterliegt damit denselben Kriterien wie wasserwirtschaftlich rele-

vante Einzelmaßnahmen, aber sie wird aus dem für die Betrachtungsräume zur Verfügung stehen-

den Budget unterstützt. 

 Erarbeitung von Betrachtungsräumen 

 Wie ist die Einbindung der Bezirksregierungen in die Erarbeitung der Betrachtungs-

räume vorgesehen? 

Die Bezirksregierungen werden NICHT als Bewilligungsbehörde eingebunden - das ist die Aufgabe 

des Projektträgers Jülich.  

https://www.klima-werk.de/klimafoerderung/kris_foerderung.html#c3600
https://www.klima-werk.de/klimafoerderung/kris_foerderung.html#c3600
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Mit der vorgeschriebenen Beteiligung wird bezweckt, dass die Bezirksregierungen in ihrer Rolle als 

Aufsichtsbehörde und Obere Wasserbehörde über große Vorhaben mit wasserwirtschaftlichen Aus-

wirkungen in ihren Regierungsbezirken informiert sind. Fördermaßnahmen können wasserrechtliche 

oder andere öffentlich-rechtliche Zulassungen erfordern oder mit Kanalnetzanzeigen oder Änderun-

gen in Abwasserbeseitigungskonzepten (ABK) verbunden sein. Es ist insofern sinnvoll, die im Rah-

men der Betrachtungsraumbearbeitung vorgesehenen kommunalen Maßnahmen nachrichtlich – 

vorbehaltlich einer Förderung – in das Abwasserbeseitigungskonzept bzw. Niederschlagswasserbe-

seitigungskonzept (NBK) aufzunehmen. Weiterhin sollen die Bezirksregierungen mit ihrer breiten 

Fachkompetenz als Bündelungsbehörde und der spezifischen Kenntnis der Verhältnisse in ihrem 

jeweiligen Regierungsbezirk bei Bedarf beraten können, wenn es um die Festlegung und inhaltliche 

Ausgestaltung der Betrachtungsräume geht. So können ggf. frühzeitig Konflikte mit anderen Maß-

nahmen erkannt und vermieden werden.   

Demnach sind die Bezirksregierungen im Rahmen des Planungsprozesses proaktiv zu informieren, 

und ihnen ist die Möglichkeit zur Stellungnahme zu eröffnen. Es empfiehlt sich insbesondere in den 

ersten Betrachtungsräumen die Bezirksregierungen zu den ersten Treffen einzuladen („Phase 0“), 

um über generelle Fragen Konsens zu erzielen, bevor konkrete Arbeiten aufgenommen werden. Das 

entstandene Konzept wird den Bezirksregierungen vorgelegt und muss die Einbindung der zustän-

digen Unteren Wasserbehörden erkennen lassen. Auch hierzu ist eine Regelung auf unserer Inter-

netseite abrufbar. 

 Wer legt (innerhalb der Kommune) den Betrachtungsraum fest? 

Die Entscheidung für einen Betrachtungsraum kann von verschiedenen Fachbereichen angestoßen 

werden. Wichtig ist vor allem, dass alle an der Umsetzung beteiligten Bereiche so gut wie möglich 

in die Konzeption eingebunden sind und diese mittragen. Ein Ratsbeschluss kann zur besseren 

Verbindlichkeit z.B. bei der Bereitstellung erforderlicher personeller und finanzieller Ressourcen 

sinnvoll sein. Die Festlegung kann nur durch die Kommune erfolgen, unabhängig davon, wer maß-

geblich in die Maßnahmenumsetzung involviert ist.  

Dennoch empfiehlt es sich, hierbei zumindest auch flächenrelevante Maßnahmen großer nichtkom-

munaler Flächeneigentümer mit einzubeziehen. Insbesondere Modernisierungen ausgedehnter Lie-

genschaften von Wohnungsbauunternehmen bieten gute Ansätze für die klimaresiliente Gestaltung 

von Stadtbereichen. 

 Wie viele Betrachtungsräume darf/sollte eine Kommune einreichen? Gibt es eine 

Höchstzahl und/oder einen Maximal-Förderbetrag je Betrachtungsraum? 

Hierzu existieren in der Förderrichtlinie keine Vorgaben. Bei der Festlegung von Betrachtungsräu-

men ist jedoch zu beachten, dass insgesamt nur ein begrenztes Förderbudget für die Umsetzung 

von Maßnahmen zur Verfügung steht (s. 1.1.4) und die Umsetzung der zugehörigen Projekte inner-

halb der Projektlaufzeit machbar sein muss. Aus diesen Randbedingungen ergibt sich automatisch 

eine gewisse Limitierung im Hinblick auf Anzahl und Umfang der Betrachtungsräume je Kommune. 

https://www.klima-werk.de/klimafoerderung/kris_foerderung.html#c3600
https://www.klima-werk.de/klimafoerderung/kris_foerderung.html#c3600
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 Budget innerhalb und außerhalb von Betrachtungsräumen 

 Was hat sich von 2023 auf 2024 geändert? 

Seit dem 1.1.2024 können nur noch solche Kommunen Fördermittel bekommen, die mindestens 

einen Betrachtungsraum benannt haben. Wasserwirtschaftlich relevante Einzelmaßnahmen sind 

weiterhin möglich, aber nur noch bis zu 15% des jährlich zur Verfügung stehenden Budgets. Auch 

können (weitere oder erste) Betrachtungsräume nachgenannt werden, die notwendigen Vorarbeiten 

(Konzeptentwicklung) sind aber dann durch die Kommunen selbst zu finanzieren. 

 Wie groß ist das jährlich zur Verfügung stehende Budget, auf das sich die 25 bzw. 

15% für die wasserwirtschaftlich relevanten Einzelmaßnahmen beziehen? 

Das Land stellt bis 2030 bis zu 121,2 Mio. EUR an Fördermitteln bereit. Das ergibt ein jährliches 

Budget von rd. 13 Mio. EUR (s. auch 1.1.4). Somit standen in den Jahren 2022 und 2023 rd. 3,25 

Mio. EUR für wasserwirtschaftlich relevante Einzelmaßnahmen zur Verfügung; ab 2024 sind es dann 

noch 1,95 Mio. EUR. 

 

5. Nachweis der Zielerreichung 

 Beziehen sich die 25 % Abkopplung auf die Gesamtheit aller befestigten und an den 

MW-Kanal angeschlossenen Flächen im Betrachtungsraum oder nur auf die mögli-

chen abkoppelbaren Flächen? 

Die 25% müssen von der Gesamtheit der an die Mischkanalisation angeschlossenen befestigten 

Flächen im Betrachtungsraum (=Grundwert) abgekoppelt werden. Dabei dürfen Abkopplungen, die 

bereits erfolgt sind oder während des Förderzeitraums ohne Förderung umgesetzt werden, ange-

rechnet werden. Die im Rahmen von KRiS umgesetzten Maßnahmen müssen zusammen mit ggf. 

bereits durchgeführten Maßnahmen zu einer Abkopplung von mindestens 25 % der befestigten Flä-

che (aber mindestens 5 bzw. 3 ha absolut) führen. 

 Wie definiert sich Abkopplung, und ab wann ist eine Fläche vollständig abgekoppelt? 

Wie soll der Nachweis erfolgen, dass die Abkopplung von 25% erreicht ist? 

Für den Nachweis der erreichten Abkopplung wird bis zur Zielerreichung bzw. bis zum Ende der 

Maßnahmenumsetzung verpflichtend ein Abkopplungskataster geführt. Ein Muster für die zu erfas-

senden, georeferenzierten Daten (als Excel-Tabelle, GIS-importfähig) incl. Ausfüllhinweisen ist auf 

unserer Internetseite abrufbar. Es werden nur solche Flächen als abgekoppelt gewertet, die zu ei-

nem früheren Zeitpunkt an die Mischkanalisation angeschlossen waren. Abkopplungsmaßnahmen, 

https://www.klima-werk.de/klimafoerderung/kris_foerderung.html#c3600
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deren Anlagen nach den Anforderungen nach den technischen Regelungen (DWA-A 138) oder der 

Standards der KRiS-Richtlinie bemessen sind, gelten für die Förderung als 100%ige Abkopplung. 

Diese Einordung ist unabhängig davon, ob seitens der Kommune weiterhin Entwässerungsgebühren 

erhoben werden (z.B. wegen eines Notüberlaufs)! Die Pflege des Katasters erfolgt für die im Rah-

men von KRiS umgesetzten Maßnahmen durch die Emschergenossenschaft. Im Kataster sollten 

nicht nur die im Rahmen von KRiS umgesetzten Maßnahmen, sondern alle zur Zielerreichung bei-

tragenden Projekte (Abkopplungen ohne Förderung, vor Festlegung des Betrachtungsraums, aus 

anderen Förderungen unterstützt, etc.) dokumentiert werden; dies ist Aufgabe der jeweiligen Kom-

mune. Das Kataster dient zur Dokumentation des Endergebnisses, ist aber auch im Prozess ein 

Instrumentarium zum Nachhalten der Fortschritte und zum Abgleich, ob evtl. die Zielerreichung ge-

fährdet ist. 

 Muss die Kommune das Ziel der 10%-Punkte Erhöhung der Verdunstungsrate errei-

chen? Wenn ja: wie soll der Nachweis erfolgen? 

Die Fördermittel stammen aus der Abwasserabgabe und können nicht gezielt für Maßnahmen der 

reinen Verdunstungssteigerung eingesetzt werden. Ausnahme hiervon stellten in 2022 noch die so-

genannten „Corona-Mittel“ dar. Da diese aber nicht für den gesamten Förderzeitraum zur Verfügung 

stehen und aktuell keine weitere gezielte Förderung der Verdunstung in KRiS möglich ist, muss das 

Ziel nicht erreicht werden. Eine Erfolgskontrolle ist nur für solche Maßnahmen erforderlich, für die 

zweckgebundene Fördermittel zur Verfügung gestellt werden. Viele förderfähige Bausteine unter-

stützen aber auch die Verdunstung.  

 Muss eine Kommune garantieren, die 25 % Abkopplung im Betrachtungsraum zu er-

reichen? 

Der Betrachtungsraum sollte so gewählt werden, dass eine spürbar höhere Abkopplungsrate als 

25% der an die MW-Kanalisation angeschlossenen Flächen erreicht werden kann. Es ist gut, Maß-

nahmen „nachschieben“ zu können, wenn zunächst geplante Projekte unerwartet doch nicht umge-

setzt werden können. Über die Region ist zudem ein Ausgleich zwischen Betrachtungsräumen mit 

zu wenig und "zu viel" Abkopplung möglich: KRiS ist kein Projekt einzelner Kommunen, sondern der 

Region! 

 Was passiert, wenn die 25% Abkopplung mit dem Projektende nicht erreicht sind? 

Wie kann sich die Kommune bestmöglich absichern? 

Es ist sinnvoll, zusätzlich zu den "priorisierten" und im Konzept für den Betrachtungsraum aufge-

führten Maßnahmen noch Ideen "in Reserve" zu haben, sodass Projekte nachrücken können. Dies 

ist insbesondere wichtig, wenn viele nichtkommunale Maßnahmen vorgesehen sind. Insgesamt sind 

die 25% im Schnitt über alle Betrachtungsräume zu erreichen. Differenzen in einem Raum kann eine 
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Kommune also in einem anderen Raum selbst ausgleichen, die Kommunen können sich aber auch 

gegenseitig unterstützen. 

 Sofern das 25%-Ziel nicht erreicht wird: Können Rückforderungen drohen? 

Die Frage „Rückforderung von Fördermitteln“ lässt einige Kommunen zögern, Betrachtungsräume 

festzulegen. Klar ist, dass es hierzu keine „Verzichtsgarantien“ des Landes geben kann; damit würde 

die Anforderung „Nachweis der Zielerfüllung“ konterkariert. Es ist daher wichtig, bei der Festlegung 

eines Betrachtungsraums zu dokumentieren, dass die Zielerreichung mit dem aktuellen Wissens-

stand (geogene und siedlungsstrukturelle Voraussetzungen, ggf. Absichtserklärungen von Eigentü-

mern u.ä.) möglich ist. Der gesamte Bearbeitungsprozess und eventuelle Gründe einer Nichtumset-

zung von zunächst vorgesehenen Projekten sollten gut dokumentiert werden.  

Ein Zuwendungsbescheid wird immer bezogen auf die beantragte Maßnahme erteilt. Sofern diese 

Maßnahme in dem Umfang umgesetzt wird, wie sie für die Festlegung des Betrachtungsraums kal-

kuliert und beantragt wurde, ist das Ziel dieses einzelnen Projekts erreicht (=Zielerfüllung gemäß 

Landesvorgaben). Einzelne Maßnahmenträger:innen sind damit von Rückforderungen ausgenom-

men, da sie nur für ihre eigene Maßnahme verantwortlich sind und nicht beeinflussen können, ob 

und wie gut andere Flächeneigentümer:innen Maßnahmen umsetzen. Sofern eine Kommune mit der 

Gesamtheit aller Maßnahmen in einem Betrachtungsraum das 25%-Ziel verfehlt und dies auch nicht 

durch andere Räume dieser oder anderer Kommunen ausgeglichen werden kann, muss aber gut 

dargelegt werden, inwiefern diese Nichterreichung 

• zum Projektstart nicht abzusehen war, 

• nicht selbst verschuldet ist und 

• nicht kompensiert werden konnte,  

um eventuellen Rückforderungen zu entgehen. Sollte das 25%-Ziel aufgrund fehlender Fördermit-

tel (s. 1.1.4) nicht erreicht werden können, ist das selbstverständlich KEIN Rückforderungsgrund. 

Das Ziel, in jedem Betrachtungsraum 25% Abkopplung zu erreichen, dient auch der Projektsteue-

rung für das Gesamtvorhaben. Wenn sich im Laufe der Bearbeitung herausstellt, dass in einem 

Betrachtungsraum aus nicht vorhersehbaren Gründen und trotz des Engagements der Kommune 

sowie ohne weitere Einflussmöglichkeit ihrerseits eine Zielerreichung nicht realistisch ist, dann kann 

die Förderung in diesem Raum beendet werden. Damit dieser Fall möglichst nicht entsteht, werden 

sich die Kommunen bei der Festlegung der Betrachtungsräume eng mit der Emschergenossen-

schaft und ggf. dem MUNV abstimmen. 
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 Wann müssen die 25% erreicht sein? 

Lt. Richtlinie in 2040. Die letzten Förderanträge können – ausreichend Fördermittel vorausgesetzt 

– in 2030 gestellt und die letzten geförderten Maßnahmen dann bis 2033 umgesetzt werden. So-

fern in einem Betrachtungsraum die 25% damit noch nicht erreicht sind, hat die Kommune bis 

2040 Zeit, die fehlenden Flächen abzukoppeln, kann dafür aber nicht mehr auf KRIS-Fördermittel 

zurückgreifen. 

 

 Sollte die Kommune private Flächeneigentümer:innen in die Maßnahmenumsetzung 

in den Betrachtungsräumen einbinden? 

Das ist definitiv zu empfehlen. Jede Maßnahme, die zur Zielerreichung beiträgt, ist sinnvoll – wem 

die abgekoppelten Flächen gehören, ist wasserwirtschaftlich nicht von Belang. Ob eine Kommune 

aktiv bei ihren Bürgern um Beteiligung wirbt, liegt in ihrem eigenen Ermessen. Für alle antragsbe-

rechtigten Personen bzw. Organisationen werden Projektbeschreibungen durch die Emschergenos-

senschaft geprüft und Förderanträge eingereicht. Es ist nicht vorgesehen, nichtkommunale Anträge 

für Maßnahmen innerhalb eines Betrachtungsraums abzuweisen. 

 


